
Vollmacht 
 

in Sachen  

 

wegen  

 

Hiermit wird der  
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unbeschränkt Vollmacht erteilt, 

 

1. zur außergerichtlichen Vertretung; 

2. zur Beantragung von Beratungs-, Verfahrens- oder Prozesskostenhilfe ausschließlich im Bewilligungsverfahren, 

nicht jedoch für das Überprüfungsverfahren, was eines gesonderten Auftrages bedarf; 

3. zur Prozessführung (u.a. nach § 81 ff ZPO) einschließlich der Befugnis zur Erhebung und Zurücknahme von Wi-

derklagen; 

4. zur Antragstellung in Scheidungs- und Scheidungsfolgesachen zum Abschluss von Vereinbarungen über Schei-

dungsfolgen sowie zur Stellung von Anträgen auf Erteilung von Renten- und sonstigen Versorgungsauskünften; 

5. zur Vertretung und Verteidigung in Strafsachen und Bußgeldsachen (§§ 302, 374 StPO) einschließlich der Vor-

verfahren sowie (für den Fall der Abwesenheit) zur Vertretung nach § 411 II StPO, mit ausdrücklicher Ermächti-

gung auch nach § 233 I, 234 StPO sowie mit ausdrücklicher Ermächtigung zur Empfangnahme von Ladungen 

nach § 145 a II StPO, zur Stellung von Straf- und anderen nach der StPO zulässigen Anträgen und von Anträgen 

nach dem Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen, insbesondere auch für das Betrags-

verfahren; 

6. zur Vertretung in sonstigen Verfahren auch bei außergerichtlichen Verhandlungen aller Art (insbesondere in 

Unfallursachen zur Geltendmachung von Ansprüchen gegen Schädiger, Fahrzeughalter und deren Versicherer); 

7. zur Begründung und Aufhebung von Vertragsverhältnissen und zur Abgabe und Entgegennahme von einseitigen 

Willenserklärungen (z. B. Kündigungen) im Zusammenhang mit der oben unter "wegen …" genannten Angele-

genheit. 

 

Die Vollmacht gilt für alle Instanzen und erstreckt sich auf Neben- und Folgeverfahren aller Art (z.B. Arrest und einst-

weilige Verfügung, Kostenfestsetzungs-, Zwangsvollstreckungs-, Interventions-, Zwangsversteigerungs-, Zwangsver-

waltungs- und Hinterlegungsverfahren sowie Insolvenzverfahren). Sie umfasst insbesondere die Befugnis, Zustellun-

gen zu bewirken und entgegenzunehmen, die Vollmacht ganz oder teilweise auf andere zu übertragen (Untervoll-

macht), Rechtsmittel einzulegen, zurückzunehmen oder auf sie zu verzichten, den Rechtsstreit oder außergerichtli-

che Verhandlungen durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis zu erledigen, Geld, Wertsachen und Urkunden, ins-

besondere auch den Streitgegenstand und die von dem Gegner, von der Justizkasse oder von sonstigen Stellen zu 

erstattenden Beträge entgegenzunehmen sowie Akteneinsicht zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

Sömmerda, den ……………………………….. ……………………………………… 

 (Unterschrift) 

  

mailto:kanzlei@rae-soem.de
http://www.rae-soem.de/


Mandatsbedingungen 

 

In Verbindung mit der erteilten Vollmacht  

 

in Sachen  

 

wegen  

 

wird mit der Rechtsanwaltskanzlei Wolf & Finger folgendes vereinbart,  

 

1. Bei der Auftragserteilung ist ein angemessener Kostenvorschuss zu entrichten (§ 9 RVG), der nach Rechnungserhalt fällig ist! 

Dem Auftraggeber ist bekannt, dass er die Kosten des Mandats trägt, falls keine Deckungszusage durch seine Rechtschutz-

versicherung erfolgt. 

2. Die Haftung wird für Fälle leichter Fahrlässigkeit auf einen Höchstbetrag von 250.000 € für ein Schadensereignis beschränkt. 

Unberührt bleibt die Haftung des beauftragten Rechtsanwalts oder seiner Erfüllungsgehilfen für Vorsatz oder grobe Fahrläs-

sigkeit. 

3. Zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen ist der Rechtsanwalt nur dann verpflichtet, wenn er einen darauf ge-

richteten Auftrag erhalten und angenommen hat. 

4. In Überprüfungsverfahren wegen Beratungs-, Verfahrens- oder Prozesskostenhilfe wird der Anwalt nur nach gesonderter 

kostenpflichtiger Beauftragung tätig. 

5. Die Korrespondenzsprache mit ausländischen Auftraggebern ist Deutsch. Die Haftung für Übersetzungsfehler wird ausge-

schlossen. 

6. Fernmündliche Auskünfte und Erklärungen des Rechtsanwalts sind nur bei schriftlicher Bestätigung verbindlich. 

7. Die Kostenerstattungsansprüche und andere Ansprüche des Auftraggebers gegenüber dem Gegner, der Justizkasse oder 

sonstigen erstattungspflichtigen Dritten werden in Höhe der Kostenansprüche des beauftragten Anwalts an diesen abgetre-

ten, mit der Ermächtigung, die Abtretung im Namen des Auftraggebers dem Zahlungspflichtigen mitzuteilen. Von den Be-

schränkungen des § 181 BGB ist der Bevollmächtigte befreit. 

8. Soweit nicht gesetzlich eine kürzere Verjährungsfrist gilt, verjähren die Ansprüche gegen den beauftragten Rechtsanwalt 

zwei Jahre nach Beendigung des Auftrages. 

9. Die Verpflichtung des beauftragten Rechtsanwalts zur Aufbewahrung und Herausgabe von Handakten erlischt drei Jahre 

nach Beendigung des Auftrages. 

10. Dem Auftraggeber ist bekannt, dass in arbeitsgerichtlichen Verfahren 1. Instanz keine Kostenerstattung stattfindet, dass die 

Kosten somit stets vom Auftraggeber getragen werden müssen. 

11. Der Auftraggeber hat die entstandenen Kopierkosten und die Erstellung/den Versand elektronischer Dateien nach dem RVG 

iVm. dem Vergütungsverzeichnis zu erstatten, falls das Gericht oder Dritte eine Erstattung der Kopierkosten ablehnt. 

12. Der Auftraggeber wird in der beabsichtigten Angelegenheit darauf hingewiesen, dass sich die zu erhebenden Gebühren nach 

dem GEGENSTANDSWERT richten. Von dieser Vereinbarung haben beide Vertragsparteien je ein Exemplar erhalten. 

13. Den Gegenstandswert für die (  ) außergerichtliche (  ) gerichtliche Vertretung geben die Beteiligten mit ……………………….. € 

an. 

14. Soweit für die Bearbeitung des Mandats Beratungshilfe bewilligt worden und etwas durch die Beratung oder Vertretung 

erlangt worden ist, wird schon jetzt darauf hingewiesen, dass Antrag auf Aufhebung der Bewilligung gestellt und das Mandat 

gegenüber dem Mandanten abgerechnet wird (§ 6a BerHG). Das gleiche gilt sinngemäß bei der Bewilligung von Prozess- 

oder Verfahrenskostenhilfe. Der Mandant erklärt hiermit sein Einverständnis. 

15. Sonstiges: 

  

 

  

 

 

 

Sömmerda, den ……………………………….. ……………………………………… 

 (Mandant) 


